
 
 
KREIS COESFELD  Coesfeld, 27.02.2008  

   

Niederschrift 

über die 6. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am Montag, dem 10.12.2007 im 
großen Sitzungssaal im Kreishaus I, in Coesfeld. 

 
Beginn: 16:30 Uhr 
Ende: 17:30 Uhr 
 
 
Anwesenheit: 
 
CDU-Kreistagsfraktion 
 
Dabbelt, Anne  
Dinkler, Ludger Vertretung für Herrn Christian 
Kleerbaum 
Dipp, Rainer  
Egger, Hans-Peter  
Holz, Anton  
Stork gen. Heinrichsbauer, Norbert  
Strukamp, Franz-Josef  
 
SPD-Kreistagsfraktion 
 
Böckers, Christel  
Frye, Gisela  
Rampe, Carsten  

 
FDP-Kreistagsfraktion 
 
Stauff, Gerhard 
 
Verwaltung 
 
Gilbeau, Joachim L.  
Schütt, Detlef  
Eyinck, Norbert 
Hesselmann, Christel  
Brockkötter, Ulrike 
Völker-Feldmann, Heinrich Dr. 
Kramer, Werner 
Lewerich, Susanne (Schriftführerin)  
 
 

 



 
 
KREIS COESFELD  Coesfeld, 27.02.2008  

   

 
Der Ausschussvorsitzende Carsten Rampe eröffnet die Sitzung des 
Rechnungsprüfungsausschusses mit Grußworten an die Ausschussmitglieder und die 
Vertreter der Verwaltung. 
 
Sodann stellt der Ausschussvorsitzende fest, dass der Ausschuss 
a) ordnungsgemäß geladen und 
b) gem. § 34 KrO i. V. m. § 41 KrO beschlussfähig ist. 

Es wird sodann nach folgender Tagesordnung beraten und beschlossen: 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

 1   Prüfungsbericht der Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
Teilbereich Hilfe zur Pflege 
Vorlage: SV-7-0796 

  
 2   Prüfbericht der Gemeindeprüfungsanstalt NRW (GPA) hier: Untere Gesundheitsbehörde 

Vorlage: SV-7-0820/1 
  
 3   Prüfungsbericht der Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Vorlage: SV-7-0847 
  
 4   Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden bzw. des Landrates 
  
 5   Anfragen der Ausschussmitglieder 
  
 
 
 
Anfragen der Ausschussmitglieder (TOP 5) erfolgen nicht.



   
 

 

KREIS COESFELD 
N i e d e r s c h r i f t 
über die 6. Sitzung des 
Rechnungsprüfungsausschusses 
am 10.12.2007 
TOP 1  
SV-7-0796 

 

 Prüfungsbericht der Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Teilbereich Hilfe zur Pflege 

 Fachbereichsleiter Schütt erläutert kurz die beiden Empfehlungen der GPA (hier: Soziales – 
Seite So 10 und Soziales – Seite So 18). Die Heimaufnahmenotwendigkeitsbescheinigung 
wird in den Fällen, in denen die Pflegestufe O vorliegt, durch das Pflegeberatungsbüro des 
Kreises Coesfeld ausgestellt. Das Verfahren wird mit den Pflegekassen und dem Kranken-
haussozialdienst abgesprochen bzw. verfeinert. 
 
Zu der Problematik „ambulant vor stationär“ weist Herr Fachbereichsleiter Schütt darauf hin, 
dass es für den Personenkreis der Demenzkranken inzwischen zwei Anbieter für ambulant 
betreutes Wohnen gibt. Diese sollen Anfang 2009 ans Netz gehen. 
Bislang fehlen allerdings komplementäre Angebote wie z.B. Senioren-Begleiter. Hierfür könn-
ten z.B. die im Beschlussvorschlag aufgeführten Mittel verwandt werden. 
 

 Beschluss: 
 
Zur Stärkung des Grundsatzes „ambulant vor stationär“ und zur Umsetzung der Empfehlun-
gen der Gemeindeprüfungsanstalt werden Mittel in Höhe von 100.000 € für das Jahr 2008 zur 
Verfügung gestellt. Eine Vergabe der Mittel erfolgt nach entsprechender Beratung und Be-
schlussfassung im Ausschuss für Arbeit, Soziales und Senioren. 
 
 
 

 Form der Abstimmung: offen per Handzeichen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
 



   
 

 
 

KREIS COESFELD 
N i e d e r s c h r i f t 
über die 6. Sitzung des 
Rechnungsprüfungsausschusses 
am 10.12.2007 
TOP 2  
SV-7-0820/1 

 

 Prüfbericht der Gemeindeprüfungsanstalt NRW (GPA)  

hier: Untere Gesundheitsbehörde 

 Zunächst weist Fachbereichsleiter Schütt darauf hin, dass die Sitzungsvorlage SV-7-0820/1 
nicht wie ursprünglich geplant als durchlaufende Vorlage an den Kreistag gegeben werden 
soll, sondern im Rechnungsprüfungsausschuss gestoppt wird, weil sie vollumfänglich in TOP 
3 (hier: Sitzungsvorlage SV-7-0847) aufgeht. 
 
Sodann gibt er zu bedenken, dass die GPA in ihrem Bericht zwar Einsparpotentiale in Höhe 
von 1.000.000,00 € beziffert hat, diese aber nicht konkret benennt. Mitte des Jahres 2007 
konnte in Erfahrung gebracht werden, dass es sich bei der Vergleichskommune um den Kreis 
Kleve handelt. Zwischenzeitlich hätten mit dieser auch Gespräche stattgefunden. Wie den der 
Sitzungsvorlage beigefügten Anlagen zu entnehmen ist, ist eine Vergleichbarkeit in vielen 
Bereichen nicht gegeben. Im Übrigen habe der Kreis seit Berichtserstellung durch die GPA 
z.B. schon eine A8-Stelle eingespart. Theoretisch seien nach grober Kalkulation von den be-
zifferten Einsparpotentialen bereits ca. 620.000 EUR theoretisch realisiert bzw. würden zu-
künftig realisiert werden (siehe Anlage). Das Thema Zentralisierung sei dabei noch nicht be-
rücksichtigt.  
 
Ktabg. Stauff bescheinigt der Verwaltung eine „Fleißarbeit“ hinsichtlich des Vergleichs mit 
dem Kreis Kleve. Er deutet aber darauf hin, dass man in diesem Zusammenhang auch über 
andere Dinge nachdenken sollte.  
Er schlägt vor, im Rahmen der Bürgerfreundlichkeit z.B. die Eingangsuntersuchungen für 
Schulkinder in den Grundschulen vor Ort durchzuführen, um den Eltern mögliche Fahrten zu 
ersparen.  
 
AL Völker-Feldmann entgegnet, dass es hier räumliche Probleme gäbe, weil die für Hör- und 
Sehtests erforderliche Ruhe nicht gewährleistet wäre und Schulen häufig nur Abstell- oder 
Kartenräume für solche Untersuchungen zur Verfügung stellen könnten. Im übrigen seien die 
Eltern nach seinen Informationen mit der bisherigen Organisation zufrieden.  Außerdem wür-
den für die Ärzte Fahrten anfallen, wenn die Untersuchungen nicht in den Räumen des Ge-
sundheitsamtes stattfinden würden.  
 
Ktabg. Frye schlägt vor, die Untersuchungen ggf. in Krankenhäusern durchzuführen.  
 
AL Völker-Feldmann ergänzt, dass ein weiteres Problem auch die altersspezifische Untersu-
chung sei. Würde man in den Schulen untersuchen, wäre ein solches Verfahren klassenweise 
durchzuführen und man könne nicht mehr auf altersspezifische Besonderheiten achten.  
 
Auf den Vorschlag von Ktabg. Stauff, die Untersuchungen in den Schulen nachmittags oder 
samstags durchzuführen, entgegnet Ktabg. Holz, dass er diesen Vorschlag sehr kritisch sehe. 
 



   
 

 
AL Völker-Feldmann erläutert ergänzend, dass die Zahnärzte in die Schulen gehen würden, 
um dort Zahnstatuserhebungen durchzuführen. Soweit die Zeit dies erlaube, würden auch 
Programme zur Prophylaxe ausgeführt.  
 
Ktabg. Holz gibt zu Bedenken, dass im Falle einer Privatisierung möglicherweise viele Kinder 
nicht zur Untersuchung gehen würden. Laut AL Völker-Feldmann wird bislang nachgehalten, 
dass Kinder an Pflichtuntersuchungen teilnehmen.  
 
KD Gilbeau schlägt zu diesem Punkt abschließend vor, die Diskussion über die Schulein-
gangsuntersuchungen noch einmal zu überdenken. Zur Frage des Standortes / der Zentrali-
sierung weist er darauf hin, dass dieses Thema in vielen Bereichen, z.B. auch bei den Zent-
ren für Arbeit, Diskussionsgrundlage war. Die derzeitigen Standorte ergäben sich unter ande-
rem unter Berücksichtigung der Erreichbarkeit mit dem öffentlichen Personennahverkehr. 
 
Ktabg. Stauff empfiehlt zunächst einmal zu klären, welche Aufgaben das Gesundheitsamt im 
Einzelnen hat, um dann zu prüfen, inwieweit Privatisierungen möglich seien.  
 
In diesem Zusammenhang fragt Ktabg. Frye an, ob die GPA eine weitere Stellungnahme ab-
geben wird. KD Gilbeau entgegnet, dass die GPA vom Kreis eine Stellungnahme erhalten 
wird. Möglicherweise würde der Bericht auch angepasst werden müssen.  
 
Ktabg. Holz meint, man solle sich zunächst die Frage stellen, welchen Stand wir denn über-
haupt erreichen wollten.  
 
Ktabg. Stork ergänzt, dass man dabei auch den demographischen Wandel berücksichtigen 
müsse. Es gehe hier nicht um das bezifferte Einsparpotential von 1.000.000,00 €.  
 
FBL Schütt bestätigt, dass der Betrag nicht Diskussionsgrundlage gewesen sei. Es zählten 
Inhalt und Qualität. Selbstverständlich würde der demographische Wandel berücksichtigt. Ein 
Aufgabenkatalog könne ggf. für den Fachausschuss erstellt werden.  
 
Ktabg. Dinkler hält die Darstellung für sehr ordentlich. Es sei deutlich geworden, dass eine 
Vergleichbarkeit mit dem Kreis Kleve nicht vorliege. Anhand der vorliegenden Unterlagen sei 
aber eine Meinungsbildung im Rechnungsprüfungsausschuss möglich. Die Erstellung des 
Aufgaben-Kataloges könnte ja trotzdem erfolgen 
 
Ktabg. Dipp meint, die Diskussion gehöre in den Fachausschuss und nicht in den Rech-
nungsprüfungsausschuss. Es gehe hier ja um Haushalt und Produkte. 
 
KD Gilbeau erläutert, dass diese Problematik aufgetaucht sei, weil der Bericht der GPA aus 
rechtlichen Gründen im Rechnungsprüfungsausschuss zu behandeln sei. Die weitere Diskus-
sion sollte im Fachausschuss erfolgen. Man könnte die Angelegenheit ggf. in einem Jahr 
noch einmal im Fachausschuss beraten. 
 
Ktabg. Dipp ergänzt, dass es eine politische Entscheidung sei, wie mit den Hinweisen der 
GPA umgegangen werde.  
 
Im Anschluss an eine sehr angeregte Diskussion lässt Vorsitzender Rampe über den Be-
schlussvorschlag abstimmen. 
 
 
 
  



   
 

 

 Beschluss: 
 

1. Der Rechnungsprüfungsausschuss nimmt den Teilbericht zum Thema „untere Ge-
sundheitsbehörde“ der Gemeindeprüfungsanstalt NRW sowie die Bewertung der Ver-
waltung (Anlagen 1 – 6) zur Kenntnis und stimmt den Vorschlägen zur weiteren Vor-
gehensweise zu. 
 

2. Nach Ablauf eines Jahres wird die Verwaltung dem Ausschuss über den Sachstand 
der Umsetzung der o. g. Vorschläge berichten. 
 

 
 

 Form der Abstimmung: offen per Handzeichen 
Abstimmungsergebnis: 9 JA-Stimmen 
 2 Enthaltungen 

 
 



   
 

 
 

KREIS COESFELD 
N i e d e r s c h r i f t 
über die 6. Sitzung des 
Rechnungsprüfungsausschusses 
am 10.12.2007 
TOP 3  
SV-7-0847 

 

 Prüfungsbericht der Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

  

 Beschluss: 
 
1. Der Gesamtbericht der Gemeindeprüfungsanstalt NRW einschließlich der Stellung-

nahmen der Verwaltung wird vom Rechnungsprüfungsausschuss zur Kenntnis ge-
nommen. 

 
2.  Die von den Fachausschüssen für 
 
  - Arbeit, Soziales und Senioren (Teilbereich Hilfe zur Pflege) sowie 
  - Schule, Kultur, Sport und Gesundheit 
 

erzielten Ergebnisse der Beratungen zu den entsprechenden Teilprüfungsberichten 
werden vorbehaltlich der sich in der Sitzung ergebenden Änderungen vom Rech-
nungsprüfungsausschuss bestätigt. 

 
3. Die Unterrichtung des Kreistages über den wesentlichen Inhalt des Prüfungsberichtes 

sowie über das Ergebnis der Beratungen erfolgt im Rahmen einer Gesamtdarstellung. 
 
 

 Form der Abstimmung: offen per Handzeichen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
 



   
 

 
 

KREIS COESFELD 
N i e d e r s c h r i f t 
über die 6. Sitzung des 
Rechnungsprüfungsausschusses 
am 10.12.2007 
TOP 4  
  

 

 Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden bzw. des Landrates 

 Vorsitzender Rampe fragt an, inwieweit innerhalb der verschiedenen Fraktionen spezieller 
Schulungsbedarf für Ausschussmitglieder (hier: NKF) besteht. Da innerhalb der CDU-Fraktion 
dieses Thema bislang noch nicht besprochen wurde, bittet Vorsitzender Rampe um zeitnahe 
Mitteilung. 
 
Vorsitzender Rampe wendet sich im Anschluss an Herrn Kreisdirektor Gilbeau und bittet um 
Informationen zu den haftungsrechtlichen Konsequenzen für den Ausschussvorsitzenden (im 
Zusammenhang mit der Umstellung auf NKF). Die Stellungnahme der Verwaltung ist dieser 
Niederschrift als Anlage beigefügt.  
 
 

  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rampe         Lewerich 
Vorsitzender         Schriftführerin 
 
 


